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Geleitwort 
 
Die vorliegende Arbeit ist hochaktuell. Die Zuschusszahlung an Unternehmen beherrscht seit 
Monaten die Schlagzeilen der Tagespresse. Ohne sie wären in der akuten Finanzmarktkrise 
zahlreiche Unternehmen und ganze Branchen nicht mehr überlebensfähig. Aber auch in weni-
ger „harten Zeiten“ erfreuen sich Zuschüsse großer Beliebtheit. Politiker und private Investo-
ren nutzen dieses Instrument dann dazu, um die strategische Gesamtausrichtung und die kon-
kreten Entscheidungen eines Unternehmens im Einzelfall zu beeinflussen.  
 
Trotz ihrer enormen wirtschaftlichen Bedeutung fehlt es bis heute in der nationalen und inter-
nationalen Rechnungslegung an konkreten Anweisungen für die bilanzielle Abbildung von 
Zuschüssen im Jahresabschluss der Unternehmen. Die von der Literatur vorgeschlagenen Lö-
sungen sind oft einzelfallorientiert, bruchstückhaft und so facettenreich wie die Zuschüsse 
selbst. Sie bieten dem Bilanzierenden kein tragfähiges Konzept. Vorschläge zur erfolgswirk-
samen Erfassung von Zuschüssen finden sich hier ebenso wie Konzepte, die eine erfolgsneut-
rale Bilanzierung im Zeitpunkt ihrer Gewährung – wahlweise aktivisch oder passivisch – prä-
ferieren. Die zur Neutralisierung vorgeschlagenen Passivpositionen durchlaufen, soweit er-
sichtlich, annähernd das gesamte Gliederungsspektrum (Eigenkapital, Rückstellungen, Ver-
bindlichkeiten, Rechnungsabgrenzungsposten) und gehen sogar noch darüber hinaus (Posten 
eigener Art). Eine Rechtssicherheit wird damit nicht erreicht und die Bilanzanalyse gleicht 
verstärkt einem Glücksspiel, da der Analyst niemals so genau weiß, was ihn unter welcher 
Bilanzposition erwartet und warum. Dieser Befund ist nicht nur in Krisenzeiten unbefriedi-
gend, in denen die Unternehmen verstärkt von privaten und staatlichen Zuschüssen leben und 
überleben. Er kann auch in vermeintlich geordneten Wirtschaftsperioden nicht überzeugen. 
Die Entwicklung klarer Bilanzierungsregeln für Zuschüsse ist geboten, um eine informativere 
Rechungslegung zu ermöglichen. 
  
Frau WOLF bringt mit ihrer Arbeit Klarheit in die Zuschussbilanzierung. Sie setzt sich kri-
tisch mit den gängigen Bilanzierungsregeln von HGB und IFRS für die Zuschussbilanzierung 
auseinander, deckt die damit verbundenen Unzulänglichkeiten auf und ersetzt sie durch eigen-
ständig entwickelte Rechnungslegungsgrundsätze für private und öffentlich-rechtliche Zu-
schüsse. Die von ihr erarbeiteten Lösungsansätze überzeugen. Sie führen sowohl für das HGB 
als auch für die IFRS zu einem systematisch geschlossenen, ausgereiften System von Bilan-
zierungsprinzipien, das praktisch anwendbar ist. Die vorliegende Arbeit besticht in ihrer theo-
retischen Klarheit und ist sowohl den Vertretern der Wissenschaft als auch den mit der Zu-
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schussbilanzierung beauftragten Praktikern zur Lektüre empfohlen. Sie werden sie mit gro-
ßem Gewinn lesen. 
 
Prof. Dr. Michael Hommel  
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I. Einleitung 
 
a) Der Zuschussbegriff der vorliegenden Arbeit ist weit gefasst: Er umschließt in Abhängig-
keit von der Person des Zuschussgebers einerseits staatlich gewährte und von privater Seite 
gegebene finanzielle Zuschüsse und andererseits unentgeltliche Zuwendungen eines Gesell-
schafters, die keine Gegenleistungsverpflichtung gegenüber der empfangenen Gesellschaft 
begründen oder zu einem Anteilserwerb führen.  
 
Die bilanzierungspraktische Relevanz öffentlicher und privater Zuschüsse tritt in sämtlichen 
Bereichen des Wirtschaftslebens in Erscheinung. Dies gilt nicht nur in Zeiten der aktuellen 
(Finanz-)Krise, in denen die staatlichen Finanzhilfen rasch die Billionengrenze erreichen. 
Staatliche Fördermittel bilden seit jeher einen erheblichen Teil der Erträge der gewerblichen 
Wirtschaft als größtem Subventionsempfänger. Die Bedeutung von Zuschüssen manifestiert 
sich auch auf privatrechtlicher Ebene: In vielen Vertragswerken zwischen Geschäftspartnern 
übernehmen sie eine betriebswirtschaftliche Anreiz- und Finanzierungsfunktion, um den Zu-
schussempfänger zu bestimmten Verhaltensweisen zu veranlassen. 
 
Die bilanzielle Abbildung von öffentlichen und privaten Zuschüssen ist seither ein umstritte-
nes Thema, das in Bilanzierungstheorie und -praxis zu umfassenden Kontroversen geführt 
hat. Bis heute wurden viele Detailprobleme erkannt und (partiell) beantwortet, doch nicht 
wenige dieser Betrachtungen muten bruchstückhaft an, denn ihnen fehlt die am Gesetzes- 
bzw. Normzweck unter besonderer Berücksichtigung der wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
orientierte teleologische Ableitung von systemgerechten Bilanzierungsgrundsätzen.1 Trotz 
langjähriger und intensiver Diskussionen existieren sowohl im nationalen Bilanzrecht als auch 
innerhalb der internationalen Rechnungslegung der IFRS keine gefestigten Grundsätze zur 
Bilanzierung von Zuschüssen. Dem Umstand zuträglich ist die außerordentlich vielfältige 
Natur und differenzierte Ausgestaltung von Zuschussverhältnissen: Sie sind ebenso „vielge-
staltig, teilweise so speziell und kurzlebig“2 wie die mannigfachen Bilanzierungsanweisungen 
in den einzelnen Rechtskreisen. 
 

                                                      
1  Vgl. Beisse (1984), S. 12; Döllerer (1959), S. 1217; Moxter (1994b), S. 97�102; Moxter (2003), S. 15. 
2  Bauer (1985), S. 163. 
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b) Im Kern der Diskussion zur Bilanzierung von öffentlichen und privaten Zuschüssen steht 
die Frage nach dem maßgebenden Zeitpunkt der Gewinnrealisation beim Zuschussempfänger.  
Eine einheitliche Beantwortung der Gewinnrealisierungsfrage in der handels- und steuerrecht-
lichen Bilanzierungstheorie und -praxis scheitert bereits auf der vorgelagerten Stufe im Rah-
men der bilanzrechtlichen Qualifikation der zugrundeliegenden Leistungsbeziehung zwischen 
Zuschussnehmer und -empfänger. Die bilanztheoretische Diskussion zur Bilanzierung von 
Zuschüssen wird insbesondere verschärft durch das � im Vergleich zu gewöhnlichen Schuld-
verhältnissen � außermarktliche Leistungsmerkmal öffentlicher Zuschüsse.3 Ihnen fehlt die 
synallagmatische Verknüpfung von Leistung und Gegenleistung im Sinne schuldrechtlicher 
Verträge, da sie vorrangig der Erfüllung einer im öffentlichen Interesse liegenden Verpflich-
tung dienen. Innerhalb des bilanzrechtlichen Meinungsspektrums stehen sich aus diesem 
Grunde eine formalrechtliche Leistungskonzeption und eine der wirtschaftlichen Betrach-
tungsweise verpflichteten Leistungskonzeption gegenüber, die die konditionale Verknüpfung 
von Zuschuss und zweckentsprechendem Verhalten des Zuschussempfängers herausstellt. 
Beide Betrachtungsweisen implizieren unterschiedliche Bilanzierungsfolgen: Die zuerst ge-
nannte knüpft die Vereinnahmung des Zuschusses an die Erbringung einer Leistungshandlung 
des Bilanzierenden, die im strengen Sinne schuldrechtlicher Verträge auf einem synallagmati-
schem Austauschverhältnis basiert.4 Bei einer fehlenden wechselseitigen Verknüpfung von 
Leistung und Gegenleistung ist der Zuschuss als „einseitige Vorteilsgewährung“5 sofort er-
folgswirksam zu erfassen. Demgegenüber betonen Vertreter der zweiten Vorgehensweise 
unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen Normzwecks die konditionale Verknüpfung von 
Zuschuss und zweckentsprechendem Verhalten des Zuschussempfängers. Die mit der Zu-
schussgewährung verbundene Zweckbindung konkretisiert in diesem Sinne eine zu erfüllende 
Verpflichtung des Zuschussempfängers.  
Darüber hinaus besteht ausgeprägte Unsicherheit hinsichtlich der Frage der Gewinnrealisie-
rung im Zeitablauf: Im handelsrechtlichen Schrifttum finden sich vorrangig zwei Lösungsan-
sätze: Eine aufwandsorientierte Zuschussvereinnahmung folgt dem Primat der Periodenver-
gleichbarkeit, nachdem die ertragswirksame Vereinnahmung des Zuschusses an die entstan-
denen, zu kompensierenden Aufwendungen knüpft.6 Demgegenüber propagiert das „Kriteri-
um der Leistungsbewirkung“ die Erfolgswirksamkeit des Zuschusses im Zeitpunkt der Erfül-
lung der wesentlichen Leistungshandlungen des Zuschussempfängers. Welchen Mechanismen 
und Prinzipien die Gewinnrealisierung von Zuschüssen in der Bilanz im Rechtssinne zu fol-
gen hat und welcher Bilanzierungsmethode der Vorrang einzuräumen ist, gilt es im Rahmen 

                                                      
3  Vgl. Bardy (1994), S. 1990. 
4  Vgl. Ewertowski (1984), S. 1023; Förschle/Scheffels (1993), S. 2394; Kupsch (1984), S. 371�373. 
5  HFA des IDW (1996), S. 710. 
6  Vgl. HFA des IDW (1984), S. 613; Jansen (1988), S. 91; Tjaden (1985), S. 36f. 



  3 

der Arbeit herauszustellen. Mittels Deduktion der handelsrechtlichen Grundsätze erfolgswirk-
samer Vermögenszugänge wird im Speziellen aufgezeigt, wann die mit der Erfüllung der 
Leistungshandlungen verbundenen Risiken soweit minimiert sind, dass der Anspruch auf Be-
halt des Zuschusses quasi-sicher verwirklicht ist.7 
Ein ungleiches Bilanzzweckverständnis zeigt sich darüber hinaus in der Diskussion zur bilan-
ziellen Behandlung von investitionsbezogenen Zuschüssen, deren Zwecksetzung in der An-
schaffung bzw. Herstellung von Vermögensgegenständen besteht. Hier konkurriert die Forde-
rung eines Nettoausweises im Sinne einer Minderung der Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten des betreffenden Vermögensgegenstandes in Höhe des Investitionszuschusses8 mit der 
Darstellung eines Bruttoausweises oder einer ertragswirksamen Erfassung im Zeitpunkt der 
Zuteilung des Zuschusses.9 Die Ausstattung eines Zuschusses mit Rückzahlungsklauseln, die 
in Abhängigkeit vom Eintritt auflösend oder aufschiebend bedingter Bedingungen eine Rück-
erstattung des Zuschusses vorsehen, wirft weitere bilanzielle Fragestellungen auf. Die bisher 
aufgezeigten Lösungsansätze im bilanzrechtlichen Schrifttum tangieren bisweilen sämtliche 
Bilanzpositionen des handelsrechtlichen Bilanzgliederungsschema: Passive Rechnungsab-
grenzungsposten konkurrieren hierbei mit Passivposten „gesonderter Art“, erhaltenen Anzah-
lungen stehen Rücklagen oder sonstige Verbindlichkeiten gegenüber.  
 
c) Vor diesem Hintergrund erstaunt es nicht, dass die Frage der bilanziellen Abbildung von 
Zuschüssen insbesondere in den 1980iger Jahren mit der Veröffentlichung der Stellungnahme 
des Hauptfachausschusses des IDW zur Bilanzierung öffentlicher Zuwendungen und des „In-
ternational Accounting Standards 20 Government Grants“ durch das IASC verstärkt Gegen-
stand wissenschaftlicher Diskussionen im handels- und steuerrechtlichen Schrifttum war. Die 
hervorgebrachten Lösungsansätze decken das gesamte Bilanzierungsspektrum ab; ein in sich 
geschlossenes System zur bilanziellen Behandlung von Zuschüssen hat sich bislang nicht her-
ausgebildet. Sie beschränken sich darüber hinaus ebenso wie die vorliegenden Dissertationen 
von JANSEN (1988) und UHLIG (1989) auf das nationale Handelsrecht und grenzen Zuschüsse 
von privater Seite sowie von Gesellschaftern von ihrem Untersuchungsbereich aus.  
 
Die vorliegende Arbeit strebt danach, mittels Deduktion der bilanzrechtlichen Bilanzierungs-
grundsätze systemadäquate Regelungsnormen für Zuschüsse abzuleiten. Für handelsrechtliche 
Zwecke werden auf Basis eines wissenschaftlich durchdrungenen, „lückenlosen“ Systems von 

                                                      
7  Vgl. allgemein zum Prinzip des quasi-sicheren Anspruchs Hommel (1992), S. 27�30; Moxter (2007), S. 45. 
8  Vgl. Groh (1988a), S. 2419; Groh (1994), S. 91; Kücken (1975), S. 1951; Moxter (2003), S. 151f.; Schulte-

Groß (1971), S. 157f. Bestätigt durch: BFH-Urteil vom 14. Juli 1988, IV R 78/85, BStBl II 1989, 189; 
BFH-Urteil vom 28. April 1989, III R 4/87, BStBl II 1989, 619; BFH-Urteil vom 21. Juni 1990, IV B 
100/89, BStBl II 1990, 981.  
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Gewinnrealisierungsgrundsätzen „untere“ GoB abgeleitet.10 Eine profunde Beurteilung von 
Bilanzierungssachverhalten setzt neben der Kenntnis der einschlägigen Literatur ebenso eine 
fundierte Kenntnis der höchstrichterlichen Rechtsprechung voraus.11 Die Entscheidungen des 
Bundesfinanzhofs „erheben als Präjudizien grundsätzlich den Anspruch einer zutreffenden 
Norminterpretation“12. Da die Bilanzrechtsprechung maßgeblich die handelsrechtliche Dis-
kussion betreffend der Bilanzierung von Zuschüssen begleitet hat, werden die einschlägigen 
Entscheidungen des Bundesfinanzhofs in die Untersuchung einbezogen und einer kritischen 
Würdigung unterzogen. In diesem Sinne gilt es auch, „systemfremde Entscheidungen (sach-
gerecht) zu erkennen und bei der Systembildung zu vernachlässigen“13. 
 
d) Die Bilanzierung von Zuschüssen nach IFRS hat im bilanzrechtlichen Schrifttum ver-
gleichsweise wenig Resonanz gefunden. Innerhalb des Normengefüges der IFRS findet sich 
mit der Umsetzung des IAS 20 eine einschlägige Vorschrift zur Bilanzierung öffentlicher Zu-
schüsse. Mit der ertragswirksamen Vereinnahmung des Zuschusses nach Maßgabe der dazu-
gehörigen, zu kompensierenden Aufwendungen folgt der Standard einer Ertragskonzeption im 
Sinne des Revenue-Expense-Ansatzes. Aufgrund der dynamisch geprägten aufwandsorientier-
ten Zuschussvereinnahmung und einer Vielzahl von explizit formulierten Wahlrechten sowie 
impliziten Ermessensspielräumen ist der Standard zunehmend in die Kritik geraten. Im Zuge 
des zeitwert-statischen Wandels der kapitalmarktorientierten Rechnungslegung verkommt er 
zunehmend zu einem dynamischen Relikt innerhalb des IFRS-Regelungswerks und wird 
selbst aus Sicht des IASB als reformbedürftig bezeichnet. Während die internationalen Norm-
setzer FASB und IASB im Rahmen ihrer Konvergenzbestrebungen einen neuen Referenz-
rahmen zur Ertragsvereinnahmung mit einer zunehmenden Ausrichtung am statischen Assets-
Liabilities-Ansatz entwickeln, fehlt es im Rahmen der Zuschussbilanzierung bislang an einer 
(neuen) substantiierten Lösung. Daneben ist die bilanzielle Behandlung von privaten Zu-
schüssen weder in IAS 20 noch in anderen Einzelstandards explizit geregelt.  
 
Innerhalb der IFRS ersucht die vorliegende Arbeit, die derzeit noch geltenden Regeln gemäß 
IAS 20 aus bilanztheoretischer Sicht zu würdigen und bestehende Inkonsistenzen aufzu-
decken. Der aktuelle Bearbeitungsstand zur Revision des IAS 20 begrenzt sich derzeit auf 
Diskussionen des IASB, die im Rahmen der Observer Notes veröffentlicht wurden. Daher gilt 
im Rahmen der Arbeit einerseits zu klären, inwieweit die bestehenden Ertragsvereinnah-

                                                                                                                                                                      
9  Vgl. Ewertowski (1984), S. 1018; Knobbe-Keuk (1978), S. 230f.; Kupsch (1984), S. 375; Nieland (1986b), 

S. 217f.; Rose (1984), S. 2318. 
10  Vgl. Beisse (1990), S. 499; Euler (1996), S. 10. 
11  Vgl. Wüstemann (2007), S. 5. 
12  Euler (1996), S. 21. 
13  Euler (1996), S. 21. 
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mungsregeln des IASB-Rahmenkonzepts sowie anderer Standards geeignet sind, die Verein-
nahmung von Zuschüssen zutreffend abzubilden. Andererseits werden die avisierten Neurege-
lungen des IAS 20 in den Kontext der übergeordneten Reformbestrebungen des IASB und 
FASB gestellt und einer kritischen Würdigung unterzogen. Es wird im Speziellen aufgezeigt, 
wie sich die nach derzeitigem Stand des „Revenue Recognition Project“ und „Liabilities Pro-
ject“ abzeichnenden Ertragsvereinnahmungs- und Passivierungsregeln allgemein auf den 
Problemkreis der Zuschussbilanzierung und insbesondere auf die oben genannten Themen-
kreise übertragen lassen. 
 
e) Die Jahresabschlusserstellung nach HGB und IFRS erfolgt unter der Prämisse der Unter-
nehmensfortführung.14 Sie determiniert die Auslegung der Ansatz- und Bewertungsnormen, 
sofern „die Weiterführung des Unternehmens realistisch erscheint“15. Andernfalls bestimmt 
§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB eine zerschlagungsorientierte Bilanzierung, wenn „tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten“ gegen die Fortführung des Unternehmens sprechen. Gerät eine 
Gesellschaft in wirtschaftliche und finanzielle Schwierigkeiten, kann sich der Gesellschafter 
verschiedener privat-autonomer Finanzierungsinstrumente bedienen, um diese Notlage abzu-
wenden oder zumindest vorübergehend zu mildern und die Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu gewährleisten.16 Von besonderer praktischer Bedeutung sind der Barzuschuss so-
wie der unbedingte Forderungsverzicht, die der empfangenden Gesellschaft einen 
unentziehbaren Anspruch einräumen. Sie stärken unmittelbar die Eigenkapitalbasis und die 
Liquiditätsausstattung der sanierungsbedürftigen Gesellschaft und können eine Überschul-
dung im insolvenzrechtlichen Sinne vermeiden. Während der unbedingte Forderungsverzicht 
zu einem Erlass der Forderung führt, kann die Gläubiger-Gesellschaft auch einen Forderungs-
verzicht mit Besserungszusage erklären. Gegenüber einem unbedingten Forderungsverzicht 
unterscheidet sich der Besserungsschein dadurch, dass der Schuldner bei Eintritt des Besse-
rungsfalls die Forderung begleichen muss. Häufig erklären die Gesellschafter auch den Rang-
rücktritt ihrer Forderungen hinter die Ansprüche sämtlicher Gläubiger. Der Schulderlass mit 
Besserungsschein sowie die Erklärung eines Rangrücktritts ändern zwar den Rechtsstatus der 
Verbindlichkeit zugunsten der Schuldner-Gesellschaft; sie werden gemeinhin aber nicht unter 
den Zuschussbegriff subsumiert. Aufgrund ihrer formalrechtlichen Ausgestaltung bilden sie 
das Pendant zu den bedingt rückzahlbaren Zuschüssen, die unter einer auflösenden oder auf-
schiebenden Bedingung gewährt werden. Deshalb und aufgrund ihrer praktischen und bilanz-
theoretischen Relevanz bildet ihre bilanzielle Behandlung im Abschluss der Gesellschaft und 

                                                      
14  Vgl. insbesondere § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB; IASB-F.23. Vgl. zur Bedeutung des Fortführungsprinzips im 

HGB Euler (1996), S. 134�138. 
15  Euler (1996), S. 136. 


